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ARGUMENTATION
Nr. 21
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
Beräumte Herausgabe
der Kleingartenparzelle nach eigener Kündigung

Im Kleingartenwesen wurde bislang weitestgehend davon ausgegangen, dass für die durch eigene Kündigung freiwerdende Parzelle ein Pachtnachfolger vorhanden ist und die Parzelle weiterhin an Gartenfreunde vergeben wird. Daraus folgte, dass die Parzelle in einem ordnungsgemäß bewirtschafteten Zustand an den Verein zurückzugeben war.

Die jahrzehntelang geübte Praxis beginnt sich jedoch zunehmend zu verändern. Bei eigener Gartenkündigung ist oftmals für die Parzelle kein Pachtnachfolger vorhanden und es wird trotz intensiven Bemühens von Vorstand und weichendem Pächter auch keiner gefunden.

Bei eigener Kündigung hat der Kleingärtner mit seinem Eigentum an Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen zwei Risiken: einerseits, dass er zwar einen Pachtnachfolger hat, er ihm aber nicht den gesamten ermittelten Wert derselben erstattet und andererseits, dass er niemand findet, der die Parzelle übernimmt und ihm sein Eigentum abkauft. Zugleich muss er jedoch die Parzelle dem Verpächter zurückgeben und dieser hat wiederum kein Interesse daran, sie mit Bebauung und Bepflanzung zu übernehmen, wenn es keinen Pachtnachfolger gibt.

Aber auch der Vereinsvorstand und der Zwischenpächter stehen mit jeder Parzellenkündigung vor dem Risiko des weiteren Umgangs mit der freiwerdenden Parzelle: Ist ein Pacht- und Beitragszahler zu erwarten oder bleibt die Parzelle frei? Weitsichtig ist auch im Interesse der Kleingärtnergemeinschaft zu lösen, ob freiwerdende Parzellen künftig weiterverpachtet oder nicht mehr vergeben und umgenutzt werden sollen.

Grundsätzlich gilt: Nur der Zwischenpächter bzw. der Vereinsvorstand kann über die weitere Nutzung einer Parzelle verfügen. 

Rückgabe gemäß vertraglicher Grundlage

Die Ansprüche des abgebenden Pächters bzw. des Vereins und Zwischenpächters bei fehlendem Folgepächter ergeben sich einzig aus der jeweiligen Formulierung im Pachtvertrag. Es gibt dort eine Vielzahl von Formulierungen, hier die wichtigsten Beispiele:

VKSK Musterunterpachtverträge

VKSK Musterunterpachtverträge sind auch heute noch gültig, weder durch die Änderungen der gesetzlichen Grundlagen am 3.10.1990 noch durch sonstige Gesetzesänderung ist eine „Anpassung" erfolgt. Tatsache ist, dass diese Verträge damals vor dem Hintergrund formuliert wurden, dass immer ein Nachpächter vorhanden ist.

VKSK Kleingarten-Pachtvertrag (70er-Jahre)

In diesem Vertrag heißt es in § 8:

Abs. 1. Nach Beendigung des Kleingartenpachtverhältnisses ist das Gartengrundstück mit seinen gesamten Einrichtungen und Kulturen dem Verpächter in einem ordnungsgemäß bewirtschafteten Zustand zurückzugeben.

Abs. 2. Die auf dem Grundstück vorhandenen Einrichtungen und Kulturen werden von der Schätzungskommission entsprechend der Richtlinien des Verbandes taxiert und von dem Spartenvorstand nach Zahlung des geschätzten Betrages innerhalb einer angemessenen Frist durch den neuen Nutzer des Grundstücks vergütet. Ein Rechtsverhältnis zwischen abgebenden und neuen Pächter besteht nicht.

In diesem Unterpachtvertrag ist offensichtlich ein Rechtsverhältnis gewünscht, in dem der abgebende Unterpächter aus einem Rechtsverhältnis mit dem neuen Unterpächter herausgehalten wird. Danach besteht dort die Pflicht des abgebenden Unterpächters nur darin, den Garten in einem ordnungsgemäßen Zustand (aus heutiger Sicht entsprechend dem BKleingG) an den Verpächter herauszugeben. Findet sich kein neuer Unterpächter, hat der abgebende Pächter einerseits keine Pflicht zur Räumung des Gartens, andererseits aber auch keinen Anspruch auf Entschädigung. Wichtig ist hier, dass vom „Verpächter" die Rede ist. Der Garten wird also an den Zwischenpächter (Verband) und nicht an den Verein übergeben.

VKSK Kleingarten-Nutzungsvertrag (80er-Jahre)

In diesem Vertrag heißt es in § 8:

Abs. 1. Nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses ist der Kleingarten mit den darauf befindlichen Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen, soweit diese zur weiteren kleingärtnerischen Nutzung erforderlich sind, dem Vorstand in einem ordnungsgemäß bewirtschafteten Zustand zurückgegeben. Alle nicht erforderlichen Einrichtungen sind von dem bisher Nutzungsberechtigten zu entfernen.

Abs. 2. In einem Kaufvertrag zwischen dem bisherigen und dem nachfolgenden Nutzungsberechtigten sind Festlegungen über die Vergütung der Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen entsprechend des von einer Schätzungskommission des Verbandes der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter festgestellten Wertes zu treffen. Der Kaufvertrag ist vom Vorstand zu bestätigen.

Hier wurde eine vergleichbare Regelung gewählt wie in dem oben genannten Unterpachtvertrag. Auch hier gibt der abgebende Unterpächter den Garten im ordnungsgemäßen Zustand im Sinne des BKleingG zurück, hier allerdings an den Kleingärtnerverein und nicht an den Unterpächter. Hier kommt im Falle eines Nachfolgerpächters ein unmittelbarer Kaufvertrag zwischen altem und neuen Unterpächter zu Stande, wie oben besteht keine Entschädigungsverpflichtung des Kleingärtnervereins gegenüber dem Kleingärtner, aber auch keine Pflicht zur Räumung durch den abgebenden Pächter. Wegen des konkreten Wortlauts des § 8 Abs. 1 „……. soweit zur weiteren kleingärtnerisch Nutzung erforderlich…….." kann man sich hier allerdings zunächst auf die Positionen zurückziehen, dass der fehlende Nachpächter automatisch keine weitere kleingärtnerische Nutzung möglich macht, sodass insoweit der abgebende Pächter zur Räumung verpflichtet ist. Diese Auslegung ist möglicherweise nicht gerichtlich belastbar.

Alter Musterunterpachtvertrag (Ende der 90er-Jahre)

In diesem Unterpachtvertrag heißt es in § 10 Abs. 1:

Nach Beendigung des Pachtverhältnisses ist der Kleingarten an den Verpächter mit den aus der festliegenden ordnungsgemäßen Bewirtschaftung ergebenden und befindlichen Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen, soweit diese zur weiteren kleingärtnerischen Nutzung erforderlich sind, zurückzugeben. (….)

Diese Formulierung bedeutet, dass Aufbauten und Aufwuchs - soweit sie sich im Rahmen des BKleingG bewegen - nach Beendigung des Pachtverhältnisses gerade nicht im Eigentum des abgebenden Pächters verbleiben, sondern an den Verpächter zurückgegeben werden. Mit dieser Rückgabe ist dann wohl eine Eigentumsübertragung auf den Verpächter gemeint. Dies gilt wohl nur für die Fälle, in denen kein Nachfolgepächter vorhanden ist, da ansonsten sofort eine Übertragung auf den Nachfolgepächter erfolgt, vgl. § 10 Abs. 2. Dieser Zustand ist im Sinne des Verpächters mit erheblichen Nachteilen verbunden, soweit nicht kurzfristig ein solventer Nachfolgepächter gefunden wird.

In diesem Unterpachtvertrag heißt es ferner in § 10 Abs. 3:

Ist nach Kündigung des Gartens kein neuer Pächter vorhanden oder kann der Garten zu dem Abschätzungsbetrag nicht vergeben werden, so hat der bisherige Pächter keinen sofort erfüllbaren Anspruch gegenüber dem Verein auf Entschädigung.

Mit dieser Formulierung war damals sicherlich etwas anderes gemeint, entscheidend ist aber, was formuliert wurde. Danach hat der abgebende Unterpächter einen „nicht sofort erfüllbaren" Entschädigungsanspruch gegen den Verein. Das ist jedenfalls für den Zwischenpächter beruhigend, da der Entschädigungsanspruch nicht gegen ihn besteht. Die Regelung des genannten Unterpachtvertrages bzgl. der Entschädigung durch den Verein ist recht unbestimmt (nicht sofort). Da dieser Musterunterpachtvertrag i. d. R. von einer dreimonatigen Kündigungsfrist zum 30. November ausgeht, muss man wohl sagen, dass jedenfalls die Entschädigung durch den Verein nicht am 30. November fällig ist. Sie wird aber dann sicherlich irgendwann fällig, spätestens nach einigen Wochen.
Aktueller Musterunterpachtvertrag des LSK
Damit sind wir beim aktuellen Musterunterpachtvertrag des LSK. Es versteht sich von selbst, dass dessen Anwendung beim Abschluss neuer Unterpachtverträge selbstverständlich ist. Dieser Musterunterpachtvertrag enthält insbesondere eine Regelung, wonach in den Fällen, in denen nicht sofort ein neuer Unterpächter gefunden werden kann, mit Beendigung des Unterpachtverhältnisses ein Nutzungsverhältnis entsteht, indem der abgebende Unterpächter eine Verwaltungspauschale an den Verein zahlt und den Garten pflegen muss. Kann dann auch innerhalb von zwei Jahren kein Nachfolgepächter gefunden werden, ist der abgebende Unterpächter zur Räumung verpflichtet. 

Lösungen bei Altverträgen

Es empfiehlt sich u. U., Altverträge durch diesen aktuellen Musterpachtvertrag zu ersetzen. Damit ist jedenfalls eine klare rechtliche Regelung bei Beendigung des Pachtverhältnisses gegeben. Eine solche Vertragsänderung ist nur einvernehmlich zwischen Pächter und Zwischenpächter (im Wege der Verwaltungsvollmacht vertreten durch den Verein) möglich.

Alternativ kann das Problem auch durch den Abschluss eines „Pflegevertrages über die Abwicklung des Kleingartenpachtvertrages " in den Fällen gelöst werden, wo noch auf einen Pachtnachfolger gehofft wird (Dokumentenmappe des LSK Teil III, Anlage 8-6 und 8-7). Hierdurch können unklare Regelungen in den Kleingartennutzungsverträgen und Unterpachtverträgen durch ähnliche Vereinbarungen ersetzt werden, wie sie in § 11 des Unterpachtvertrages des LSK von 2005 erfolgt.

Es muss allerdings auch auf das Risiko hingewiesen werden, dass der Pächter erst durch die angestrebte Vertragsänderung auf die entsprechende Problematik hingewiesen wird.

Eigentum an Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen 

Der jeweilige Pächter ist Eigentümer der Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen. Erst mit einer Beendigung des Pachtverhältnisses ohne Nachfolgepächter stellt sich die Problematik des Eigentums, insbesondere wenn der Verein mangels vertraglicher Grundlage (Altverträge) oder beispielsweise bei Insolvenz des abgebenden Pächters eine Räumung selbst vornehmen muss. Der abgebende Pächter bleibt zunächst Eigentümer. In diesen Fällen gilt die Frist gem. § 548 BGB. Es handelt sich um das Recht auf Gestattung der Mitnahme der Sachen des ehemaligen Pächters, also der in seinem Eigentum befindlichen Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen. Die Frist des §§ 548 BGB beträgt sechs Monate, d. h. die Räumung des Gartens sollte ohne Einverständnis des abgebenden Pächters nicht vorher erfolgen, um nicht eventuellen Schadensersatzansprüchen ausgesetzt zu sein.

Lösungswege zur Gartenrückgabe bei Altverträgen

Um die jahrzehntelange Praxis zu beenden, auf eine Wiedervergabe der Parzelle als Kleingarten und auf den Verkauf des Eigentums an Baulichkeiten usw. zu hoffen, wäre es sinnvoll, dies in die Gartenordnung aufzunehmen und einen Beschluss in der Mitgliederversammlung des Vereins über die Gartenrückgabe zu fassen. Er könnte folgenden Inhalt haben:

Beschluss zur Gartenrückgabe Kündigung des Kleingartenpachtvertrages

Um Schaden vom Kleingärtnerverein abzuwenden, wird die Rückgabe der Parzelle nach eigener Kündigung wie folgt geregelt:

1. Der kündigende Gartenfreund hat gegenüber dem Verein keinen Rechtsanspruch darauf, dass die Parzelle weiterhin als Kleingarten vergeben wird.

2. Der abgebende Pächter ist verpflichtet, den Kleingarten vor der Beendigung des Pachtverhältnisses in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen, wozu auch das Entfernen verfallener und nicht mehr nutzbarer bzw. nicht zulässiger Baulichkeiten und Einrichtungen, Gerümpel und kranker sowie nicht zulässiger Bäume und Sträucher gehört.

3. Der abgebende Pächter kann die der kleingärtnerischen Nutzung dienenden Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen nur mit Zustimmung des Vorstandes an einen Pachtnachfolger verkaufen. Dazu hat er vorher eine kostenpflichtige Wertermittlung beim Vorstand zu beantragen.

4. Für den Fall, dass bei Beendigung des Pachtverhältnisses kein Pachtnachfolger vorhanden sein sollte und vom Vorstand eine Wiedervergabe der Parzelle angestrebt wird, wird dem weichenden Pächter gestattet, sein Eigentum (Baulichkeiten und Anpflanzungen) kostenpflichtig bis zu einer maximalen Dauer von zwei Jahren nach Beendigung des Pachtverhältnisses auf der Parzelle zu belassen. Dies ist vertraglich zu vereinbaren. Die Wertermittlung ist in diesem Falle erst vor der Weitervergabe durchzuführen.

5. Kann oder soll der Kleingarten weiterhin nicht mehr vergeben werden oder wird nach Ablauf von zwei Jahren kein Pachtnachfolger gefunden oder sollte der abgebende Pächter sich weigern, sein Eigentum auf einen Pachtnachfolger zu übertragen, muss er die Parzelle, beräumt von seinem Eigentum, an den Vorstand zurückgeben; abweichende Vereinbarungen sind möglich.

6. Wird das Kleingartenpachtverhältnis durch Verschulden des Pächters beendet, ist die Parzelle sofort vom Eigentum beräumt zurückzugeben.

Arbeitsgruppe „Recht“ des LSK
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